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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5725/66 


Bonn, den 29. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats zur Vereinheitlichung der Vor- 
schriften über die abgabenfreie Einfuhr des in den Treib- 
stoffbehältern der Nutzkraftfahrzeuge enthaltenen Treib- 
stoffs. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 20. Juli 1966 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Lücke 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerel, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Vereinheitlichung der Vorschriften über die abgabenfreie 
Einfuhr des in den Treibstoffbehältern der Nutzkraftfahrzeuge 

enthaltenen Treibstoffs 

{Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf die Artikel 75 und 99, 

gestützt auf die Entscheidung Nr. 65/271/EWG 
des Rats vom 13. Mai 1965 über die Harmonisierung 
bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr be- 
einflussen, und insbesondere auf Artikel 1 b) dieser 
Entscheidung, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik setzt gemeinsame Regeln für den grenzüber- 
schreitenden Verkehr aus oder nach dem Hoheits- 
gebiet eines oder mehrerer Mitgliedstaaten oder für 
den Durchgangsverkehr durch das Hoheitsgebiet 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten voraus. 

Die gemeinsamen Regeln müssen auch eine Ver- 
einheitlichung der zur Zeit weitgehend voneinander 
abweichenden Vorschriften über die abgabenfreie 
Einfuhr des in den Treibstoffbehältern der Nutzkraft- 
fahrzeuge enthaltenen Treibstoffs umfassen. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1967 ist nach Arti- 
kel 1 der Entscheidung des Rats vom 13. Mai 1965 
unter anderem diese Vereinheitlichung durchzu- 
führen. 

Die abgabenfreie Einfuhr des in den Treibstoffbe- 
hältern der Nutzkraftfahrzeuge enthaltenen Treib- 
stoffs stellt für die Verkehrsunternehmer, die am 
grenzüberschreitenden Verkehr teilnehmen, eine Er- 
leichterung dar; sie sollte für den Verkehr in beiden 
Richtungen sowie für Verkehrsunternehmer, die auf 
denselben Strecken miteinander in Wettbewerb 
stehen, gleich sein. 

Um die Kontrollen bei Überschreitung der Gren- 
zen zu verringern, ist es angebracht, diese Erleichte- 
rung in der Weise zu gewähren, daß diejenigen 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, S. 1500/65 


Treibstoffmengen abgabenfrei bleiben, die dem Fas- 
sungsvermögen eines normalen Treibstoffbehälters 
entsprechen. 

Angesichts der voneinander abweichenden natio- 
nalen Bestimmungen ist in einer ersten Phase die 
abgabenfreie Einfuhr von mindestens 200 1 vorzu- 
sehen. 

Um einen Mißbrauch der abgabenfreien Einfuhr 
von Treibstoff zu verhindern, bleibt es den Mitglied- 
staaten überlassen, einschränkendere Maßnahmen 
bei internationalen Beförderungen, die für ihre 
Grenzzone bestimmt sind, zu ergreifen oder auf- 
rechtzuerhalten. 

Im Hinblick auf die zu erwartende Harmonisie- 
rung der Treibstoffsteuern hat diese Richtlinie nur 
den Charakter einer Ubergangsregelung — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten vereinheitlichen nach dieser 
Richtlinie die Vorschriften über die abgabenfreie 
Einfuhr des in den Treibstoffbehältern enthaltenen 
Treibstoffs der Nutzkraftfahrzeuge, die die gemein- 
samen Grenzen der Mitgliedstaaten überschreiten. 


Artikel 2 

„Nutzkraftfahrzeuge" im Sinne dieser Richtlinie 
sind Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Aus- 
rüstung bestimmt sind für die entgeltliche oder 
unentgeltliche Beförderung von 

a) Personen, sofern die Fahrzeuge mehr als 9 Per- 
sonen (einschließlich des Fahrers) befördern kön- 
nen, 

b) Gütern. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten gestatten spätestens mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1967 an die abgabenfreie Ein- 
fuhr einer Mindesttreibstoffmenge von 200 Litern, 
soweit diese nicht das Fassungsvermögen des nor- 
malen Treibstoffbehälters der Nutzkraftfahrzeuge 
überschreitet. 
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Artikel 4 

Spätestens mit Wirkung vom 1. Januar 1970 an 
gestatten die Mitgliedstaaten die abgabenfreie Ein- 
fuhr des in den normalen Treibstoffbehältern der 
Nutzkraftfahrzeuge enthaltenen Treibstoffs. 


Artikel 5 

„Normaler Treibstoffbehälter" im Sinne dieser 
Richtlinie ist der vom Hersteller im Kraftfahrzeug 
und in allen Kraftfahrzeugen desselben Typs dauer- 
haft eingebaute Treibstoffbehälter, der fortwährend 
die unmittelbare Verwendung des Treibstoffs ge- 
stattet. 

Artikel 6 

Abweichend von den Bestimmungen der Artikel 3 
und 4 kann jeder Mitgliedstaat nach Beratung mit 


der Kommission bei internationalen Beförderungen, 
die für seine Grenzzone bestimmt sind, einschrän- 
kendere Maßnahmen ergreifen oder bereits früher 
getroffene Maßnahmen beibehalten; die Grenzzone 
hat eine Tiefe von höchstens 25 km, gerechnet in der 
Luftlinie. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission die zur Durchführung dieser Richtlinien 
erforderlichen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften. 


Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an sämtliche Mitgliedstaaten 
gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Allgemeiner Teil 

1. Der Rat hat in Artikel 1 b seiner Entscheidung 
vom 13. Mai 1965 über die Harmonisierung bestimm- 
ter Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen (AB 
Nr. 88 vom 24. Mai 1965) folgende Maßnahme be- 
schlossen: 

„Es werden mit Wirkung vom 1. Januar 1967 
die Vorschriften über die abgabenfreie. Einfuhr 
des in den Treibstoffbehältern der Nutzkraft- 
fahrzeuge und der Binnenschiffe enthaltenen 
Treibstoffe vereinheitlicht." 

Der nachstehende Vorschlag für eine Richtlinie be- 
zieht sich auf die erste der vorgesehenen Maßnah- 
men, nämlich auf die Vereinheitlichung der Vor- 
schriften für die Nutzkraftfahrzeuge. 

Die Lösung der Frage der Vereinheitlichung der 
Vorschriften über die abgabenfreie Einfuhr des in 
den Treibstoffbehältern der Binnenschiffe enthalte- 
nen Treibstoffs wird in einem getrennten Vorschlag 
behandelt werden, unter Berücksichtigung der hier 
vorliegenden besonderen Probleme. 


A. Treibstoffpreise und Besteuerung der Treibstoffe 

2. Seit geraumer Zeit stellt sich angesichts der er- 
heblichen Unterschiede im Preisniveau der Treib- 
stoffe zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten, die 
weitgehend durch die stark unterschiedlichen Be- 
steuerungssysteme bedingt sind, das Problem der 
abgabenfreien Einfuhr des in den Treibstoffbehäl- 
tern der Nutzkraftfahrzeuge enthaltenen Treibstoffe. 
Die derzeitigen Tankstellenpreise in belgischen 
Franken für Normalbenzin und Dieselkraftstoff je 
Liter sind folgende: 


Normalbenzin 


Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Belgien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

7,07 

9,52 

8,80 

8,68 

6,81 

7,38 

Dieselkraftstoff 





Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Belgien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

6,44 

6,51 

6,00 

3,44 

2,74 

2,46 


3. Die fiskalischen Elemente bestehen nur noch zu 
einem sehr geringen Teil und in manchen Fällen 
überhaupt nicht mehr aus Zöllen. Die Belastung der 
Treibstoffe mit der Verbrauchsteuer (Akzise) hin- 
gegen macht den weit überwiegenden Anteil der 
fiskalischen Gesamtbelastung aus. 

Die zumeist sehr erheblichen steuerlichen Be- 
lastungsunterschiede beruhen auf den von Land zu 


Land stark voneinander abweichenden Auffassungen 
sowohl auf dem Gebiete der Verkehrspolitik als 
auch der Haushaltspolitik. 


B. Nationale Vorschriften über die abgabenfreie 
Einfuhr 

4. Aufgrund des Zollunionsvertrages zwischen Bel- 
gien, den Niederlanden und Luxemburg sind Treib- 
stoffe, die in Beförderungsmitteln eingeführt werden 
und die zum Antrieb dieser Beförderungsmittel ver- 
wendet werden, von allen Zöllen vollständig befreit. 
Diese abgabenfreie Einfuhr erstreckt sich auch auf 
alle sonstigen Abgaben und Steuern, die bei der Ein- 
fuhr erhoben werden. 

Die in diesem Rahmen getroffenen Maßnahmen be- 
grenzen die abgabenfreie Einfuhr auf diejenige 
Treibstoffmenge, die in den an der üblichen Stelle 
entweder im Fahrzeuginnern oder außerhalb des- 
selben angebrachten normalen Treibstoffbehältern 
mit einer unmittelbaren Verbindung zum Motor 
enthalten ist. 

5. Die in Italien zugelassene abgabenfreie Einfuhr 
des im normalen Treibstoffbehälter der gewerblich 
genutzten Kraftfahrzeuge enthaltenen Treibstoffs 

j wird aufgrund des im Jahre 1956 Unterzeichneten 
und nachstehend unter Ziffer 9 erwähnten inter- 
nationalen Genfer Abkommens gewährt. 

Die vorgesehene einzige Beschränkung bezieht sich 
auf Verkehrsunternehmer der Grenzzone, die ent- 
geltliche Beförderungen durchführen, für die die ab- 
gabenfreie Einfuhr auf eine Treibstoffmenge be- 
grenzt wird, die sich im Augenblick des Verlassens 
des Landes im Treibstoffbehälter befindet. 

6. In Deutschland ist die Befreiung von Zöllen und 
Abgaben wie folgt geregelt: 

— Lastkraftwagen und Sattelkraftfahrzeuge: 


Nutzlast 

bis zum 

1. Januar 1963 

ab 

1. Januar 
1963 

nationale 

Fahr- 

zeuge 

aus- 

ländische 

Fahr- 

zeuge 

nationale 

und 

auslän- 

dische 

Fahrzeuge 

1 

bis zu 3 t ' 

25 1 

normale 

normale 



Treib- 

Treib- 



Stoff- 

stoff- 



behälter 

behälter 

von 3 bis 5 t 

25 1 

100 1 

70 1 

mehr als 5 t | 

25 1 1 

150 1 

100 1 
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— Kraftomnibusse: 


nationale Fahrzeuge 

1 ausländische Fahrzeuge 

70 1 

normale 

Treibstoffbehälter 


7. In Frankreich ist die abgabenfreie Einfuhr wie 
folgt geregelt: 

— Lastkraftwagen und Sattelkraftfahrzeuge: 


bis zum 2. April 1962 

1 ab 2. April 1962 

nationale ausländische 
Fahrzeuge Fahrzeuge 

nationale 

Fahrzeuge 

ausländische 

Fahrzeuge 

normale 

15 1 Treibstoff- 

1 behälter 

15 1 

50 1 

Kraftomnibusse: 

bis zum 29. Januar 1964 

ab 29. Januar 1964 

nationale j ausländische 
Fahrzeuge Fahrzeuge 

nationale ■ ausländische 
Fahrzeuge Fahrzeuge 

normale 
Treibstoff- 
15 1 behälter 

(Begren- 
zung auf 
1000 km) 

15 1 70 1 

i 


Handelt es sich um Fahrzeuge, die einem Verkehrs- 
unternehmer der Grenzzone gehören, so schreibt die 
französische Regelung eine besondere Überwachung 
vor. Im Rahmen des freien Ermessens können die 
Freimengen auf nur 5 oder 10 1 begrenzt werden. 


C. INTERNATIONALE ABKOMMEN 

8. Für die Personenkraftwagen wurde am 4. Juni 
1954 das „Zollabkommen über die vorübergehende 
Einfuhr privater Straßenfahrzeuge" in New York 
abgeschlossen, das im Falle der Vorübergehenden 
Einfuhr unter anderem die abgabenfreie Einfuhr 
des im normalen Treibstoffbehälter dieser Kraftfahr- 
zeuge enthaltenen Treibstoffs vorsieht. 

Die unter Ziffer 1 erwähnte Entscheidung des Rats 
vom 13. Mai 1965 sieht für diese Fahrzeuge keine 
Regelungen vor. Sämtliche Mitgliedstaaten wenden 
dieses Abkommen an und befolgen für ihre natio- 
nalen Fahrzeuge dieselben Grundsätze. 

9. Das am 18. Mai 1956 in Genf abgeschlossene 
„Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr 
gewerblicher Straßenfahrzeuge" erstreckt sich auf 
die im gewerblichen Verkehr auf der Straße durch- 
geführten Beförderungen. 

Dieses Abkommen, das von allen Mitgliedstaaten 
ratifiziert worden ist, regelt ebenfalls die abgaben- 
freie Einfuhr von Treibstoff, jedoch in einer weniger 


verpflichtenden Form. Obwohl das Abkommen den 
Grundsatz der abgabenfreien Einfuhr des Tankin- 
halts der normalen Treibstoffbehälter aufstellt, be- 
läßt es jedoch den vertragschließenden Parteien das 
Recht, die abgabenfreie Einfuhr zu beschränken. 
Zwei Mitgliedstaaten haben von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht (siehe Ziffern 6 und 7). 

Die in diesem Abkommen gegebene Begriffsbestim- 
mung der gewerblichen Verwendung von Fahrzeu- 
gen ist nicht in völlig gleicher Weise in diese Richt- 
linie aufgenommen worden, weil diese Begriffsbe- 
stimmung nicht die Verwendung für unentgeltliche 
Personenbeförderung einschließt. Für den Rahmen 
der Entscheidung des Rats erscheint dieser Aus- 
schluß nicht gerechtfertigt. 


D. Konsequenzen der zur Zeit geltenden Regelungen 

10. Die bestehenden Disparitäten bei den zur Zeit 
in den Mitgliedstaaten angewandten Einfuhrrege- 
lungen für Treibstoff sind geeignet, die Wettbe- 
werbsbedingungen zwischen den Verkehrsunter- 
nehmen auf der Straße zu verfälschen. 

11. So können bestimmte Fahrzeugkategorien, die 
aus einem anderen Lande kommen, wegen der in 
zwei Mitgliedstaaten geltenden Regelungen (siehe 
Ziffern 6 und 7) den Vorteil einer größeren abgaben- 
freien Treibstoffmenge in Anspruch nehmen als die 
nationalen Fahrzeuge. Die Folgen, die sich auf- 
grund dieser Sachlage bezüglich der Wettbewerbs- 
bedingungen ergeben, können nur beseitigt werden, 
wenn die beteiligten Mitgliedstaaten die für ihre 
nationalen Verkehrsunternehmer zugelassenen 
Höchstmengen dem Niveau der für die ausländi- 
schen Fahrzeuge zugelassenen Höchstmengen an- 
passen. 

12. Außerdem besteht ein besonderes Problem be- 
züglich der Verkehrsunternehmer in Grenzzonen der 
Länder mit erhöhten Treibstoffpreisen, die eine in- 
ternationale Beförderung durchführen, insofern sie 
einen Teil des in einem Lande mit niedrigeren 
Treibstoffpreisen gekauften Treibstoffs für Beförde- 
rungen im Inland verwenden. Eine derartige den 
Wettbewerb störende Verwendung erklärt die in 
bestimmten Ländern erfolgte Sonderregelung, die 
die normalerweise zugelassene abgabenfreie Treib- 
stoffmenge begrenzt. 

13. Sämtliche zur Zeit in mehreren Mitgliedstaaten 
angewandten einschränkenderen Regelungen, die 
nicht den Inhalt des normalen Treibstoffbehälters 
bei der Einfuhr abgabenfrei lassen, haben Formali- 
täten und Kontrollen beim überschreiten der Gren- 
zen zur Folge und verursachen dadurch erhebliche 
Erschwerungen für den Straßenverkehr. Hierbei er- 
geben sich wegen des Ansteigens des innergemein- 
schaftlichen Verkehrs immer größer werdende wirt- 
schaftliche Verluste, deren Auswirkungen auf den 
Beförderungspreis noch nicht vorauszusehen sind. 
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E. Die in dieser Richtlinie vorgeschlagene Lösung 

14. Das Problem der Wettbewerbsverzerrungen, 
die durch die stark unterschiedlichen Treibstoff- 
preise hervorgerufen werden, kann endgültig nur 
im Rahmen einer Harmonisierung der Treibstoff- 
steuern gelöst werden. 

Vor dieser endgültigen Lösung sind Ubergangsmaß- 
nahmen vorzusehen, die auf dem Grundsatz einer 
einheitlichen abgabenfreien Treibstoffmenge beru- 
hen, wobei der Haushaltspolitik in den Mitglied- 
staaten bei Festsetzung der Freimenge Rechnung zu 
tragen ist. 

15. Diese Maßnahmen müssen auf eine Verein- 
heitlichung des Niveaus der Freimengen in allen 
Mitgliedstaaten abzielen, das dem Niveau der zu- 
gelassenen Freimengen in der Mehrheit der Mit- 
gliedstaaten entspricht, das heißt dem Inhalt des 
normalen Treibstoffbehälters der Fahrzeuge. Hier- 
aus folgt, daß die Verkehrsunternehmer der einzel- 
nen Mitgliedstaaten, die Beförderungen in densel- 
ben Verkehrsverbindungen durchführen, hinsichtlich 
der Versorgung mit billigem Treibstoff gleichge- 
stellt sein werden. 

16. Im übrigen erlaubt diese Lösung, die Formali- 
täten und Kontrollen an den Grenzen auf ein Min- 
destmaß herabzusetzen. 

Durch die Einführung der Begriffsbestimmung des 
normalen Treibstoffbehälters beschränkt sich die 
Grenzkontrolle lediglich auf die Überprüfung des 
Fahrzeugtyps und des diesem Typ entsprechenden 
normalen Treibstoffbehälters. 

17. Ein besonderes Problem stellt sich jedoch mög- 
licherweise bei Anwendung der Regelungen über 
die abgabenfreie Einfuhr von Treibstoff im Rahmen 
dieser Richtlinie bezüglich der Beförderungen durch 
Drittländer im Transitverkehr, in denen der Treib- 
stoff billiger ist als in den benachbarten Mitglied- 
staaten. Dies ist beispielsweise bei Beförderungen 
zwischen Italien einerseits und der Bundesrepublik 
Deutschland andererseits durch die Schweiz und 
Österreich der Fall. Die Verkehrsunternehmer, die 
diesen Weg wählen, können im Vergleich zu denen, 
die innerhalb der Gemeinschaft verkehren, benach- 
teiligt sein, falls die zugelassenen Freimengen beim 
überschreiten der gemeinsamen Grenzen zwischen 
den Mitgliedstaaten nicht gleich denen an den äuße- 
ren Grenzen der Mitgliedstaaten sind. 

Es wird schwierig sein, diese auf Gemeinschafts- 
ebene bestehenden Schwierigkeiten schon jetzt zu 
beheben. Die Gemeinschaft wird diese Frage erst 
später im Rahmen der sich bildenden Zollunion 
lösen können. 


II. Besonderer Teil 

Artikel 1 

Mit dem in Artikel 1 b) der Entscheidung des Rats 
vom 13. Mai 1965 aufgestellten Grundsatz, wonach 
die Vorschriften über die abgabenfreie Einfuhr des 


in den Treibstoffbehältern der Nutzfahrzeuge ent- 
haltenen Treibstoffes zu vereinheitlichen sind, wird 
das Ziel verfolgt, gewisse Ungleichheiten zu besei- 
tigen, die die Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den Straßenverkehrsunternehmen der Mitgliedstaa- 
ten verfälschen können. 

Die zur Durchführung des Grundsatzes der Verein- 
heitlichung der abgabenfreien Einfuhr des in den 
Treibstoffbehältern der Nutzkraftfahrzeuge enthal- 
tenen Treibstoffs vorgesehenen Maßnahmen zielen 
unter Berücksichtigung des Wachstums des inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehrs und der hier- 
aus sich ergebenden Zunahme des internationalen 
Straßenverkehrs im übrigen darauf ab, den Grenz- 
übergang zu erleichtern. Sie fügen sich in den Rah- 
men der allgemeinen Zielsetzungen des EWG-Ver- 
trages ein, die die Schaffung eines gemeinsamen 
Marktes mit den Merkmalen entsprechend denen 
eines inländischen Marktes zum Gegenstand haben. 

Die beabsichtigten Maßnahmen ermöglichen zu- 
gleich, das Ziel einer Beseitigung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiete der in Absatz 1 genannten 
Abgaben und Steuern dadurch anzustreben, daß die 
nochmalige Besteuerung eines in einem der Mit- 
gliedstaaten bereits besteuerten Treibstoffs vermie- 
den wird. 

Aus den vorerwähnten Gründen erstreckt sich der 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie nur auf den- 
jenigen Verkehr, der die gemeinsamen Grenzen 
zwischen den Mitgliedstaaten überschreitet, wobei 
die verwendeten Fahrzeuge in den Mitgliedstaaten 
oder auch in Drittländern zugelassen sein können. 

Vorschriften über die abgabenfreie Einfuhr von 
Treibstoff in Fahrzeugen, die die äußeren Grenzen 
der Gemeinschaft überschreiten, können nur im Zu- 
sammenhang mit den Maßnahmen im Rahmen der 
im Aufbau befindlichen Zollunion erlassen werden. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält eine Bestimmung des Be- 
griffs der Nutzkraftfahrzeuge, auf die sich diese 
Richtlinie bezieht. 

„Kraftfahrzeuge", die unter den Anwendungsbe- 
reich der Richtlinie fallen, sind diejenigen Fahr- 
zeuge, die mittels eines mit Treibstoff betriebenen 
Motors auf den Straßen verkehren. 

Die Definition des Begriffs „Nutzkraftfahrzeug" ist 
einer ähnlichen Definition nachgebildet, die im Gen- 
fer „Zollabkommen über die vorübergehende Ein- 
fuhr gewerblicher Straßenfahrzeuge" vom 18, Mai 
1956 enthalten ist (siehe Ziffer 9 oben, Seite 8), das 
nicht die Bezeichnung „Nutzkraftfahrzeug", sondern 
die Bezeichnung „gewerbliche Verwendung" von 
Fahrzeugen gebraucht. 

Dieses Abkommen, das den Unterzeichnerstaaten 
das Recht beläßt, die höchstzulässigen Freimengen 
auf eine Menge zu beschränken, die geringer ist als 
das Fassungsvermögen des normalen Tankinhalts, 
ist nur auf vorübergehend eingeführte Fahrzeuge 
anwendbar. Die mit dieser Richtlinie angestrebten 
Ziele sind weitreichender und umfassender. 
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Artikel 3 

Mit dieser Vorschrift soll der Tatsache Rechnung 
getragen werden, daß die in zwei Mitgliedstaaten 
noch geltenden Beschränkungen der abgabenfreien 
Einfuhr kaum von einem Tag auf den anderen voll- 
ständig außer Kraft gesetzt werden können, und 
daß es daher zweckmäßig erscheint, als Übergangs- 
maßnahme eine erste Phase der Liberalisierung vor- 
zusehen. 

Das Ergebnis dieser ersten Maßnahme wird zumin- 
dest darin liegen, daß in den angesprochenen beiden 
ersten Mitgliedstaaten die Behandlung inländischer 
und ausländischer Fahrzeuge bei überschreiten ihrer 
Grenzen einander angeglichen wird. 

Artikel 4 

Um die Grenzkontrollen so weit wie möglich zu 
vermindern, sieht diese Vorschrift vor, daß in einer 
zweiten Phase die zugelassene abgabenfreie Menge 
gleich dem Tankinhalt des normalen Treibstoffbe- 
hälters des Fahrzeuges ist. 

Artikel 5 

Diese Vorschrift gibt eine Definition des Begriffs 
„normaler Treibstoffbehälter", der an die in meh- 


reren Mitgliedstaaten geltenden Regelungen an- 
knüpft. 

Artikel 6 

Diese Vorschrift sieht vor, daß es jedem Mitglied- 
staat in gewissem Umfange freisteht, die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen, um die Verwendung 
von eingeführtem abgabenbefreiten Treibstoff für 
andere als in dieser Richtlinie vorgesehene Zwecke 
zu verhindern. 

Bei grenzüberschreitenden Beförderungen in eine 
Grenzzone könnten nämlich Verkehrsunternehmer, 
die üblicherweise in dieser Grenzzone Beförderun- 
gen durchführen, eine bestimmte Menge eingeführ- 
ten und abgabenbefreiten Treibstoffs für andere als 
grenzüberschreitende Beförderungen verwenden. 
Eine derartige Verwendung könnte schwerwiegende 
Folgen in Form von Wettbewerbsverzerrungen für 
den inländischen Verkehr des jeweiligen Mitglied- 
staates haben. 

Artikel 7 

Kein Kommentar. 

Artikel 8 

Kein Kommentar, 
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